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Umgang und Lagerung von Gefahrstoffen im 

Lager 

1 Gefahrgüter und Gefahrstoffe in der Lagerwirtschaft 

Seit dem 01. Januar 2005 gilt eine an das europäische Recht angepasste, vollständig überarbeitete neue 
Gefahrstoffverordnung (Gefahrstoffverordnung - GefStoffV). Sie dient dem 

• Schutz der Beschäftigten und anderer Personen vor Gefährdungen ihrer Gesundheit und Sicherheit 
durch Gefahrstoffe sowie 

• dem Schutz der Umwelt vor stoffbedingten Beschädigungen. 

Im Mittelpunkt stehen vor allem die Gefährdungsbeurteilung, das neue Schutzstufenkonzept sowie die 
arbeitsmedizinische Vorsorge. Der 2. Abschnitt der Gefahrstoffverordnung regelt das Inverkehrbringen von 
Gefahrstoffen. Die Abschnitte 3 - 6 regeln die Durchführung von Tätigkeiten mit Gefahrstoffen und beinhalten 
den Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen ihrer Gesundheit und Sicherheit. 


Nach der neuen Gefahrstoffverordnung sind: 


Gefahrstoffe 

1. Gefährliche Stoffe und 
Zubereitungen nach §3a 
des Chemikaliengesetzes 
sowie Stoffe und 
Zubereitungen, die 
sonstige chronisch 
schädigende 

Eigenschaften besitzen. 

2. Stoffe, Zubereitungen 
und Erzeugnisse, die 
explosionsfähig sind 

3. Stoffe, Zubereitungen 
und Erzeugnisse, aus 
denen bei der Herstellung 
oder Verwendung Stoffe 
oder Zubereitungen nach 
Nummer 1 oder 2 
entstehen oder 
freigesetzt werden 
können. 

4. sonstige gefährliche 
chemische Arbeitsstoffe 
im Sinne der Richtlinie 
98/24/EG des Rates vom 
07. April 1998 zum 

Schutz von Gesundheit 
und Sicherheit der 
Beschäftigten vor der 
Gefährdung durch 
chemische Arbeitsstoffe 
bei der Arbeit 


Tabelle 1 : Gefahrstoffe nach der neuen Gefahrstoffverordnung 


Der Begriff Umgang ist durch den Begriff Tätigkeit ersetzt worden. Nach §3 Abs. 3 der 
neuen Gefahrstoffverordnung ist eine Tätigkeit jede Arbeit, bei der Stoffe, Zubereitungen oder Erzeugnisse 
verwendet, hergestellt, gelagert, befördert, entsorgt und behandelt werden. 

Unter Lagern im Sinne der Gefahrstoffverordnung ist das Aufbewahren der Gefahrstoffe zur 
späteren Verwendung, Beförderung und Abgabe an andere zu verstehen. 

Die Begriffe MAK, TRK, BAT und Auslöseschwelle fallen ebenfalls weg. Sie wurden ersetzt durch die Begriffe 

Arbeitsplatzgrenzwert (AGW) und biologischer Grenzwert (BGW). 

Der Arbeitsplatzgrenzwert ist der Grenzwert der Konzentration eines Stoffes in der Luft am Arbeitsplatz, bei 
dem akute oder chronisch schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit im Allgemeinen nicht zu erwarten ist. 

Der biologische Grenzwert ist der Grenzwert in biologischem Material, bei dem im Allgemeinen die 
Gesundheit eines Beschäftigten nicht beeinträchtigt wird. 

§3 Abs. 4 GefStoffV: 

„Lagern" ist das Aufbewahren zur späteren Verwendung sowie zur Abgabe 
an andere. Es schließt die Bereitstellung zur Beförderung ein, wenn die 
Beförderung nicht binnen 24 Stunden nach der Bereitstellung oder am 
darauffolgenden Werktag erfolgt. Ist dieser Werktag ein Samstag, so endet 
die Frist mit dem Ablauf des nächsten Werktages. 

Dabei ist das Gefahrgutrecht dem Ordnungsrecht zuzuordnen und zielt darauf ab, die Anforderungen der 
Wirtschaft nach Güteraustausch einerseits und die Ansprüche der Bevölkerung auf ausreichende Sicherheit vor 
den Gefahren der Beförderung gefährlicher Güter andererseits abzustimmen. 

Das Gefahrstoffrecht zielt insbesondere auf den Schutz des Menschen und der Umwelt vor 
schädlichen Einwirkungen und damit auf Bereiche des Arbeitsschutzes, des Verbraucherschutzes und des 
Umweltschutzes ab. 
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2 Inverkehrbringen von Gefahrstoffen 

Inverkehrbringen von Gefahrstoffen bedeutet das Anbieten und den Verkauf auf dem Markt. Die §§ 5 und 6 
der neuen Gefahrstoffverordnung schreiben eine Bringschuld der Hersteller, Einführer oder 
erneuten Inverkehrbringer (Händler) von Gefahrstoffen vor. Das heißt, diese müssen einen Gefahrstoff vor dem 
Inverkehrbringen entsprechend seinen gefährlichen Eigenschaften einstufen, sicher verpacken und 
eindeutig kennzeichnen. 

Die neue Gefahrstoffverordnung schreibt andererseits jedoch auch eine Holschuld des Arbeitgebers, der 
den Umgang mit Gefahrstoffen beabsichtigt, vor. Das heißt, er muss sich ergänzende Informationen aus den für 
ihn frei zugänglichen Informationsquellen beschaffen. Das Internet bildet hierfür eine ideale Quelle. 

Verpackungen von Gefahrstoffen müssen widerstandsfähig gegen die aufzunehmenden Gefahrstoffe sein 
und ein ungewolltes Austreten des Inhalts verhindern. Gefahrstoffe dürfen nicht in Behälter verpackt oder 
abgefüllt werden, die mit Lebens- oder Futtermittelbehältern, Kosmetikbehältern usw. verwechselt werden 
könnten. 

Die Kennzeichnung muss mindestens folgende Angaben in deutscher Sprache enthalten: 

• Name des Stoffes 

• EWG-Nummer 

• Gefahrensymbol 

• R-Sätze 

• S-Sätze 

• VbK- Klasse 

• Hersteller mit Anschrift, Telefon-Nr. 

Des Weiteren haben die Hersteller dem Verwender spätestens bei der 1. Lieferung unaufgefordert und 
kostenlos ein Sicherheitsdatenblatt in deutscher Sprache zu übergeben. 

Bei unverpackt in Verkehr gebrachten Gefahrstoffen sind jeder Liefereinheit geeignete 

Sicherheitsinformationen, vorzugsweise ein Sicherheitsdatenblatt, in deutscher Sprache mitzugeben. 

Im Einzelhandel frei erhältlichen Produkten, wie z.B. Haushaltsreinigern, sind anstelle des 
Sicherheitsdatenblatts eine genaue und allgemeinverständliche Gebrauchsanweisung mit Hinweisen auf 
mögliche Gefahren beizulegen oder auf der Verpackung anzubringen. 

3 Durchführung von Tätigkeiten mit Gefahrstoffen 

3.1 Informationsbeschaffung durch den Arbeitgeber 

Der Arbeitgeber muss ermitteln, ob es sich bei den vorkommenden Stoffen um Gefahrstoffe handelt. 
Deshalb sammelt er u.a. folgende Informationen: 

• Mit welchen Stoffen wird im jeweiligen Arbeitsbereich gearbeitet? 

• Welche Eigenschaften besitzen diese Stoffe? 

• In welchen Mengen sind diese Stoffe vorhanden? 

• Wo und wie werden diese Stoffe aufbewahrt? 

Des Weiteren sind Informationen über die Arbeitsbedingungen und -verfahren, zur Exposition und 
Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen wichtig. 

4 Gefährdungsbeurteilung 

Auf der Grundlage der im Vorfeld beschafften Informationen werden die inhalativen, dermalen und 
physikalisch-chemischen Gefährdungen beurteilt. Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von 
fachkundigen Personen durchgeführt werden. Dazu zählen laut §7 Abs. 7 der GefStoffV unter anderem 
der Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit, aber auch der Hersteller von Gefahrstoffen. 

Entsprechen die Tätigkeiten in seinem Betrieb den Vorgaben des Herstellers, kann der Arbeitgeber die vom 
Hersteller mitgelieferte Gefährdungsbeurteilung übernehmen und gegebenenfalls anpassen. 

Nach §7 Abs. 5 der GefStoffV muss bei der Ermittlung der Gefahren jede Art der Gefährdung bzw. 
Expositionsmöglichkeit jeweils getrennt von den anderen betrachtet und anschließend zu einer 
tätigkeitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung zusammengefasst werden. Anschließend sind alle zu 
ergreifenden Schutzmaßnahmen für die jeweilige Tätigkeit aufzuführen. 
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Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Kontamination des Arbeitsplatzes bzw. die Gefährdung der Beschäftigten 
so gering wie möglich zu halten. Werden Arbeitsplatzgrenzwerte oder biologische Grenzwerte dennoch 
überschritten oder besteht eine Gefährdung durch Hautkontakt, so muss der Arbeitgeber unverzüglich 
zusätzliche Schutzmaßnahmen einleiten. Dazu zählt insbesondere die Bereitstellung 
persönlicher Schutzausrüstung (PSA). Im Abstand von max. 3 Jahren hat der Arbeitgeber die Wirksamkeit der 
eingeleiteten Schutzmaßnahmen zu überprüfen und das Ergebnis der Prüfung schriftlich festzuhalten. Die 
Ergebnisse sind den Beschäftigten und ihren Vertretern zugänglich zu machen. 

5 Gefahrstoffverzeichnis (§7 Abs. 8 GefStoffV) 

Für alle im Unternehmen verwendeten Gefahrstoffe ab der Schutzstufe 2 hat der Arbeitgeber ein 
entsprechendes Verzeichnis zu führen. Dieses Gefahrstoffverzeichnis muss mindestens die Bezeichnung der 
Stoffe und den Hinweis auf die entsprechenden Sicherheitsdatenblätter enthalten. Das Gefahrstoffverzeichnis 
muss allen betroffenen Beschäftigten sowie ihren Vertretern (Personal- und Betriebsräte) zugänglich sein. 

6 Schutzstufenkonzept 

Neu hinzugekommen ist in der Gefahrstoffverordnung das sogenannte Schutzstufenkonzept (§§ 8 - 11 
GefStoffV). Dahinter verbirgt sich ein System aus vier aufeinander aufbauenden Schutzstufen für 
sicheres Arbeiten mit Gefahrstoffen. Sie beschreiben anhand der ermittelten Gefahrenmerkmale der Stoffe und 
der Gefährdungsbeurteilung mögliche Ersatzmaßnahmen, notwendige technische, organisatorische und 
persönliche Schutzmaßnahmen sowie deren Wirksamkeitskontrollen. Je höher die Schutzstufe, desto 
umfangreicher sind die vom Arbeitgeber zu treffenden Maßnahmen zum Schutz vor 
gesundheitlichen Gefährdungen. Dabei sind die in einer höheren Stufe notwendigen Schutzmaßnahmen 
zusätzlich zu denen in den jeweils niedrigeren Schutzstufen zu treffen. 

7 Betriebsanweisung, Unterweisung und 
Sicherheitsübungen (§§ 13 - 14GefStoffV) 


Für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen hat der Arbeitgeber eine schriftliche Betriebsanweisung zu erstellen. Sie 
muss den Beschäftigten in verständlicher Form und Sprache zugänglich gemacht werden und mindestens 
folgende Angaben enthalten: 


Angaben 

Gefahrstoff bezeichnung, 
Gefahrstoffkennzeichnung 

Gefahren für Mensch und 
Umwelt 

Notwendige 
Schutzmaßnahmen und 
Verhaltensregeln 

Anweisung für den 

Gefahrenfall 

(Betriebsstörungen, 

Unfälle, Notfälle) 


Tabelle 2 : Angaben in der Betriebsanweisung 


Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten vor Beschäftigungsbeginn und danach mindestens einmal jährlich 
anhand der Betriebsanweisung über auftretende Gefährdungen und entsprechende Schutzmaßnahmen 
mündlich zu unterweisen. Im Rahmen der Unterweisung eine allgemeine arbeitsmedizinisch-toxikologische 
Beratung durchzuführen. Die Unterweisung und die Beratung sind zu dokumentieren. In 
regelmäßigen Abständen durchgeführte Sicherheitsübungen gewährleisten im Ernstfall den Schutz der 
Gesundheit und die Sicherheit der Beschäftigten. 

8 Arbeitsmedizinische Vorsorge (§§ 15 -16 GefStoffV) 

Nach § 15 und § 16 der GefStoffV hat der Arbeitgeber bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen einen angemessene 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchung durch einen Facharzt für Arbeitsmedizin zu veranlassen. Hierbei wird 
zwischen Pflichtuntersuchungen und Angebotsuntersuchungen unterschieden. Wird der Arbeitsplatzgrenzwert 
nicht eingehalten, müssen arbeitsmedizinische Pflichtuntersuchungen durchgeführt werden. Der Arbeitgeber ist 
zur Durchführung, der Beschäftigte ist zur Annahme dieser Untersuchungen verpflichtet. 
Angebotsuntersuchungen sind vom Arbeitgeber anzubieten, wenn der Arbeitsplatzgrenzwert eingehalten wird. 
Die Annahme durch den Beschäftigten ist jedoch freiwillig. 

Zu den arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen gehören insbesondere: 

• Arbeitsmedizinische Beurteilungen von Gesundheitsgefährdungen einschließlich Empfehlung 
geeigneter Schutzmaßnahmen 

• Aufklärung und Beratung der Beschäftigten über bestehende Gesundheitsgefährdungen 

• Spezielle arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen zur Früherkennung von Gesundheitsstörungen 
und Berufskrankheiten 
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• Arbeitsmedizinisch begründete Empfehlungen zur Überprüfung von Arbeitsplätzen und zur 
Wiederholung der Gefährdungsbeurteilung. 

Der Untersuchungsbefund ist vom Arzt zu dokumentieren und dem Beschäftigten mitzuteilen. Ferner hat der 
Arzt dem Beschäftigten eine Bescheinigung darüber auszustellen, ob und inwieweit gesundheitliche Bedenken 
bestehen. 

Wird der Arbeitsplatzgrenzwert nicht eingehalten oder besteht eine Gesundheitsgefährdung durch 
direkten Flautkontakt, erhält der Arbeitgeber eine Kopie des Untersuchungsbefundes. Er hat dann eine 
Vorsorgekartei zu führen, die Angaben zur Exposition sowie das Ergebnis der 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung enthält. Der Beschäftigte hat das Recht auf Einsichtnahme in diese 
Vorsorgekartei. 

Die Vorsorgekartei sowie die ärztlichen Bescheinigungen sind vom Arbeitgeber so aufzubewahren, dass 
Dritte keine Einsicht haben. Beim Ausscheiden des Arbeitnehmers sind diese Unterlagen dem Arbeitnehmer 
auszuhändigen. Eine Kopie verbleibt beim Arbeitgeber. 

Im „Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend" (Jugendarbeitsschutzgesetz) ist darüber hinaus 
festgehalten, dass Jugendliche nur Umgang mit Gefahrstoffen haben dürfen, wenn: 

Der Arbeitgeber hat nach § 19 GefStoffV unverzüglich die zuständige Behörde über 

• Jeden Unfall und jede Betriebsstörung, die bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen zu einer ernsten 
Gesundheitsschädigung der Beschäftigten geführt haben sowie 

• Krankheits- und Todesfälle, bei denen Anhaltspunkte für eine Verursachung durch die Tätigkeit mit 
Gefahrstoffen bestehen, zu informieren. 

• Es zum Erreichen des Ausbildungsziels unbedingt erforderlich ist, 

• Sie mindestens 16 Jahre alt sind 

• Sie durch Anwesenheit eines Fachkundigen geschützt sind 

• Die Grenzwerte nicht überschritten werden. 

Nach dem „Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mütter" (Mutterschutzgesetz) dürfen werdende und 
stillende Mütter nicht an Arbeitsplätzen beschäftigt werden, die mit Gefahrstoffen belastet sind. 
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Abbildung 1 : Einheitliche Gefahrstoffsymbole seit 2009 
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Abbildung 2 : Einheitliche Gefahrgutsymbole seit 2009 


Für gefährliche Stoffe bzw. Zubereitungen wird außerdem ein so genanntes Sicherheitsdatenblatt erstellt. 

Dieses enthält unter anderem eine Reihe von sachgerechten und praxisnahen Empfehlungen zur 
Handhabung des Produktes am Arbeitsplatz. 


9 Fachkundige Personen 

Die notwendigen Auswertungen der gewonnenen Informationen erfolgen dann durch die Leitung des 
Betriebes. Für die Abschätzung und Zuordnung der unmittelbaren und potenziellen Gefahren sind die Fachleute 
im Betrieb, ggf. auch externer Fachbeistand, zu Rate zu ziehen. Betriebsärzte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
oder Gefahrgutbeauftragte können hier innerbetrieblich erste Ansprechpartner sein. 
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10 Erforderliche Maßnahmen 

Zum Schutz der Beschäftigten sind ggf. Maßnahmen zu treffen, die dem jeweiligen Gefährdungsgrad 
entsprechen. Diese sind nach einem Schutzstufenkonzept gegliedert: 

10.1 Schutzstufe 1 

In einer 1. Maßnahmestufe ist vorgesehen, die Gefährdung der Gesundheit und der Sicherheit der 
Beschäftigten bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen durch folgende Maßnahmen zu beseitigen oder auf ein Minimum 
zu reduzieren: 

1. Gestaltung des Arbeitsplatzes und Arbeitsorganisation, 

2. Bereitstellung geeigneter Arbeitsmittel für die Tätigkeiten mit Gefahrstoffen und entsprechende 
Wartungsverfahren zu Gewährleistung der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten bei der Arbeit, 

3. Begrenzung der Anzahl der Beschäftigten, die Gefahrstoffen ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein 
können, 

4. Begrenzung der Dauer und des Ausmaßes der Exposition, 

5. Angemessene Hygienemaßnahmen, insbesondere die regelmäßige Reinigung des Arbeitsplatzes, 

6 . Begrenzung der am Arbeitsplatz vorhandenen Gefahrstoffe auf die für die betreffende Tätigkeit 
erforderliche Menge, 

7. Geeignete Arbeitsmethoden und Verfahren, welche die Gesundheit und die Sicherheit der 
Beschäftigten nicht beeinträchtigen, einschließlich Vorkehrungen für die sichere Handhabung, 
Lagerung und Beförderung von Gefahrstoffen und Abfällen, die Gefahrstoffe enthalten, am 
Arbeitsplatz. 

10.2 Schutzstufe 2 

Lässt sich die Gefährdung entsprechend Absatz 1 nicht beseitigen, hat der Arbeitgeber diese durch 
Maßnahmen in der nachstehenden Rangordnung auf ein Mindestmaß zu verringern: 

1. Gestaltung geeigneter Verfahren und technischer Steuerungseinrichtungen sowie Verwendung 
geeigneter Arbeitsmittel und Materialien nach dem Stand der Technik. 

2. Durchführung kollektiver Schutzmaßnahmen an der Gefahrenquelle, wie zum Beispiel angemessene 
Be- und Entlüftung und geeignete organisatorische Maßnahmen, 

3. Sofern eine Gefährdung nicht durch Maßnahmen nach Nummer 1 und 2 verhütet werden kann, 
Durchführung von individuellen Schutzmaßnahmen, die auch die Anwendung 
persönlicher Schutzausrüstung umfassen. 

Der Arbeitgeber stellt sicher, dass 

• die Schutzausrüstungen an einem dafür vorgesehenen Ort sachgerecht aufbewahrt werden, 

• die Schutzausrüstungen vor Gebrauch geprüft und nach Gebrauch gereinigt werden, 

• schadhafte Ausrüstungen vor erneutem Gebrauch ausgebessert oder ausgetauscht werden. 

10.3 Schutzstufe 3 

Ist die Substitution eines Gefahrstoffs durch Stoffe, Zubereitungen oder Erzeugnisse oder Verfahren, die bei 
ihrer Verwendung oder Anwendung nicht oder weniger gefährlich für die Gesundheit und Sicherheit sind, 
technisch nicht möglich, so hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass die Herstellung und die Verwendung des 
Gefahrstoffs in einem geschlossenen System stattfindet. 

10.4 Schutzstufe 4 

In den Fällen, in denen Tätigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverändernden oder 
fruchtbarkeitsgefährdenden Gefahrstoffen der Kategorie 1 oder 2 durchgeführt werden, hat der Arbeitgeber 
folgende Maßnahmen durchzuführen: 

1. Messungen dieser Stoffe, insbesondere zur frühzeitigen Ermittlung erhöhter Expositionen infolge eines 
unvorhersehbaren Ereignisses oder eines Unfalles, 

2. Abgrenzung der Gefahrenbereiche und Anbringung von Warn- und Sicherheitszeichen einschließlich 
des Zeichens „Rauchen verboten", in Bereichen, in denen Beschäftigte diesen Gefahrstoffen 
ausgesetzt sind oder ausgesetzt werden können. 
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11 Unterweisung der Beteiligten 

Der Arbeitgeber stellt sicher, dass den Beschäftigten eine schriftliche Betriebsanweisung, die der 
Gefährdungsbeurteilung jeweils aktuell Rechnung trägt, in für die Beschäftigten verständlicher Form und 
Sprache zugänglich gemacht wird. Die Betriebsanweisung muss mindestens folgendes beinhalten: 

1. Informationen über die am Arbeitsplatz auftretenden Gefahrstoffe, wie zum Beispiel Bezeichnung der 
Gefahrstoffe, ihre Kennzeichnung sowie Gefährdungen der Gesundheit und der Sicherheit, 

2. Informationen über angemessene Vorsichtsmaßregeln und Maßnahmen, die der Beschäftigte zu 
seinem eigenen Schutz und zum Schutz der anderen Beschäftigten am Arbeitsplatz durchzuführen hat. 
Dazu gehören insbesondere 

a. Hygienevorschriften, 

b. Informationen über Maßnahmen, die zur Verhütung einer Exposition zu ergreifen sind, 

c. Informationen zum Tragen und Benutzen von Schutzausrüstungen und Schutzkleidung, 

3. Informationen über Maßnahmen, die von den Beschäftigten, insbesondere von 
Rettungsmannschaften, bei Betriebsstörungen, Unfällen und Notfällen und zur Verhütung dieser 
durchzuführen sind. 

12 Dokumentation 

Über alle getroffenen Feststellungen, eingeleitete Maßnahmen, Unterweisung und Information der 
Beteiligten hat der Betrieb Dokumentation zu betreiben. 

In dieser schriftlichen Organisationsunterlage sind zudem auch 

• die für den Arbeitsschutz verantwortliche Person benannt, 

• die Beurteilungsintervalle festgelegt, 

• die im Einzelnen zu treffenden Maßnahmen beschreiben, 

• die Durchführung aller Maßnahmen bestätigt und 

• die Wirksamkeit der Maßnahmen festgehalten. 
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Gefahrautrecht im Laaer 

Unternehmer und Inhaber von Betrieben, die an der Beförderung gefährlicher Güter mit Eisenbahn- 
Straßen-, Wasser- oder Luftfahrzeugen beteiligt sind, müssen mindestens einen Gefahrgutbeauftragten 
schriftlich bestellen. Die Funktion des Gefahrgutbeauftragten kann 

1. von einem Mitarbeiter des Unternehmens oder Betriebes, dem auch andere Aufgaben übertragen sein 
können, 

2. von einer dem Unternehmen oder Betrieb nicht angehörenden Person oder 

3. vom Unternehmer oder Inhaber eines Betriebes 

wahrgenommen werden. Nimmt der Unternehmer oder Inhaber eines Betriebes die Funktion des 
Gefahrgutbeauftragten selbst wahr, ist eine schriftliche Bestellung nicht erforderlich. 

Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind Unternehmer und Inhaber von Betrieben, 

1. deren Tätigkeiten sich auf freigestellte „Beförderungen gefährlicher Güter auf der Straße, Schiene, 
Binnenwasserstraßen, See und in der Luft beschränken oder auf Beförderung in begrenzten Mengen 
Unterabschnitt 1.1.3.6 des ADR" beziehen, 

2. wenn sich einem Kalenderjahr an der Beförderung von nicht mehr als 50 Tonnen netto 
gefährlicher Güter, bei radioaktiven Stoffen nur die UN - Nummern 2908 - 2911, für den Eigenbedarf 
in Erfüllung betrieblicher Aufgaben beteiligt sind, 

3. die lediglich Verpackungen, Großpackmittel (IBC) oder Tanks nach Baumustern hersteilen, soweit sie 
nicht in anderen Funktionen bei der Beförderung gefährlicher Güter mit Eisenbahn-, Straßen-, Wasser- 
und Luftfahrzeugen beteiligt sind und ihnen nach den jeweils geltenden Vorschriften 
Verantwortlichkeiten zugewiesen sind, 

4. die gefährliche Güter lediglich empfangen oder 

5. wenn sie ausschließlich als Auftraggeber des Absenders an der Beförderung gefährlicher Güter, 
ausgenommen radioaktive Stoffe der Klasse 7 und gefährliche Güter der Beförderungskategorie 0 
nach Absatz 1.1.3.6.3 des ADR oder Unterabschnitt 1.1.3.1 des RIO, von nicht mehr als 50 Tonnen 
netto pro Kalenderjahr beteiligt sind. 

Je nach Art des Lagers besteht also die Möglichkeit, dass ein Gefahrgutbeauftragter zu bestellen ist. Der 
Gefahrgutbeauftragte hat unter der Verantwortung des Unternehmers oder Inhabers eines Betriebes im 
Wesentlichen die Aufgabe, im Rahmen der betroffenen Tätigkeit des Unternehmens oder Betriebes nach Mitteln 
und Wegen zu suchen und Maßnahmen zu veranlassen, die die Einhaltung der Vorschriften zur Beförderung 
gefährlicher Güter für den jeweiligen Verkehrsträger erleichtern. Der Gefahrgutbeauftragte ist verpflichtet, 
Aufzeichnungen über seine Überwachungstätigkeit unter Angabe des Zeitpunktes der Überwachung, der Namen 
der überwachten Personen und der überwachten Geschäftsvorgänge zu führen. 

Der Gefahrgutbeauftragte nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 

1. Überwachung der Einhaltung der Vorschriften für die Gefahrgutbeförderung, 

2. unverzügliche Anzeige von Mängeln, die die Sicherheit beim Transport von gefährlichen Gütern 
beeinträchtigen, an den Unternehmer oder Inhaber des Betriebes, 

3. Beratung des Unternehmens oder des Betriebes bei den Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Gefahrgutbeförderung, 

4. Erstellung eines Jahresberichtes über die Tätigkeiten des Unternehmens im Bezug auf die 
Gefahrgutbeförderung innerhalb eines halben Jahres nach Ablauf des Geschäftsjahres. Der 
Jahresbericht sollte insbesondere enthalten: 

a. Art der gefährlichen Güter unterteilt nach Klassen, 

b. Menge der gefährlichen Güter in einer der folgenden 4 Stufen: 

• bis 5 t 

• mehr als 5 t bis 501 

• mehr als 50 t bis 1.000 t 

• mehr als 1.000 t, 

c. Zahl und Art der Unfälle mit gefährlichen Gütern, über die ein Unfallbericht nach Anlage 2 
erstellt worden ist, 

d. sonstige Angaben, die nach Auffassung des Gefahrgutbeauftragten für die Beurteilung der 
Sicherheitslage wichtig sind. 
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Die Berichte sind 5 Jahre aufzubewahren und den zuständigen Überwachungsbehörden auf Verlangen 
vorzulegen. 

1. Zu den Aufgaben des Gefahrgutbeauftragten gehört insbesondere auch die Überprüfung des 
Vorgehens hinsichtlich der folgenden betroffenen Tätigkeiten: 

• Verfahren, mit denen die Einhaltung der Vorschriften zur Identifizierung des 

beförderten Gefahrguts sichergestellt werden soll, 

• Vorgehen des Unternehmens, um beim Kauf von Beförderungsmitteln den 

besonderen Erfordernissen in Bezug auf das beförderte Gut Rechnung zu tragen, 

• Verfahren, mit denen das für die Gefahrgutbeförderung oder für das Verladen oder Entladen 
verwendete Material überprüft wird, 

• ausreichende Schulung der betroffenen Arbeitnehmer des Unternehmens und Vermerk über 
diese Schulung in der Personalakte, 

• Durchführung geeigneter Sofortmaßnahmen bei etwaigen Unfällen oder Zwischenfällen, die 
unter Umständen die Sicherheit während der Gefahrgutbeförderung oder während des 
Verladens oder Entladens gefährden, 

• Durchführung von Untersuchungen und, sofern erforderlich, Erstellung von Berichten über 
Unfälle, Zwischenfälle oder schwere Verstöße, die während der Gefahrgutbeförderung oder 
während des Verladens oder Entladens festgestellt wurden, 

• Einführung geeigneter Maßnahmen, mit denen das erneute Auftreten von Unfällen, 
Zwischenfällen oder schweren Verstößen verhindert werden soll, 

• Berücksichtigung der Rechtsvorschriften und der besonderen Anforderungen der 

Gefahrgutbeförderung bei der Auswahl von Subunternehmen oder sonstigen Dritten, 

• Überprüfung, ob das mit der Gefahrgutbeförderung oder dem Verladen oder Entladen des 
Gefahrguts betraute Personal über ausführliche Arbeitsanleitungen und Anweisungen verfügt, 

• die Gefahren bei der Gefahrgutbeförderung oder beim Verladen oder Entladen des Gefahrguts 
erkennen, 

• Einführung von Maßnahmen zur Überprüfung des Vorhandenseins der im Beförderungsmittel 
mitzuführenden Papiere und Sicherheitsausrüstungen sowie der Vorschriftsmäßigkeit dieser 
Papiere und Ausrüstungen, 

• Einführung von Verfahren zur Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften für das Verladen 
und Entladen. 

Die Angaben nach den Nummern 2 und 3 entfallen für Gefahrgutbeauftragte, die Unternehmer oder 
Betriebsinhaber sind. 

Um für die Aufgabe entsprechend gerüstet zu sein, muss der Gefahrgutbeauftragte sich einer Schulung und 
einer anschließenden Prüfung unterziehen, die alle 5 Jahre zu wiederholen ist. 

Bei der Ausgabe von Waren aus dem Lager zur Beförderung im Sinne des Gefahrgutrechtes wird der 
Lagerhalter ggf. zum „Verlader" nach der GGVSE. Damit wird er verantwortlich dafür, dass 

1. dem Beförderer nur gefährliche Güter übergeben werden, wenn sie nach § 3 GGVSE befördert werden 
dürfen; 

2. bei der Übergabe verpackter gefährlicher Güter oder ungereinigter leerer Verpackungen zur 
Beförderung geprüft wird, ob die Verpackung beschädigt ist; er darf ein Versandstück, dessen 
Verpackung beschädigt ist, insbesondere undicht ist, so dass gefährliches Gut austritt oder austreten 
kann, zur Beförderung erst übergeben, wenn der Mangel beseitigt worden ist, Gleiches gilt für 
ungereinigte leere Verpackungen und für die Beförderung in begrenzten Mengen; 

3. ein Versandstück nach Teilentnahme des gefährlichen Gutes nur verladen wird, wenn die Verpackung 
Unterabschnitt 4.1.1.1 Satz 2 bis 6 des ADR entspricht; 

4. die Vorschriften über die ungereinigten leeren Verpackungen nach Unterabschnitt 4.1.1.11 in 
Verbindung mit Unterabschnitt 4.1.1.1 Satz 3 bis 5 des ADR beachtet werden; 

5. die Vorschriften über die Gefahrzettel und Kennzeichnungen nach Unterabschnitt 5.1.3.1 des ADR in 
Verbindung mit Kapitel 5.2 des ADR beachtet werden; 

6 . im Straßenverkehr an Containern mit Versandstücken Großzettel (Placards) nach 

Unterabschnitt 5.3.1.2 des ADR und 
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7. im Schienenverkehr an Großcontainern, Tragwagen und Wagen mit Versandstücken Großzettel 
(Placards) nach Unterabschnitt 5.3.1.2 RID, Unterabschnitt 5.3.1.3 des RID ausgenommen 
Absatz 5.3.1.3.1 Satz 2 und 5.3.1.3.2 Satz 2 des RID, und Unterabschnitt 5.3.1.5 des RID und 
Rangierzettel nach Abschnitt 5.3.4 des RID, ausgenommen Absatz 5.3.1.3.1 Satz 2 des RID, 
angebracht sind; 

8 . nur Container eingesetzt werden, die den technischen Anforderungen nach Abschnitt 7.1.3 und 7.1.4 
des ADR entsprechen; 

9. der Fahrzeugführer auf das gefährliche Gut mit den Angaben nach Absatz 5.4.1.1.1 Buchstabe a - d 
des ADR sowie, wenn es sich um Stoffe handelt die § 7 Abs. 1 GGVSE unterliegen, auf die Beachtung 
des § 7 GGVSE hingewiesen wird. Der allgemeine Hinweis auf das gefährliche Gut ohne die Angaben 
nach Absatz 5.4.1.1.1 Buchstabe a -d des ADR ist auch bei der Beförderung in begrenzten Mengen 
nach Kapitel 3.4 des ADR erforderlich und 

10. abweichend von Unterabschnitt 5.4.3.2 Satz 1 des ADR die schriftlichen Weisungen nach 
Unterabschnitt 5.4.3.1 des ADR und Unterabschnitt 5.4.3.3 Satz 2 des ADR dem Fahrzeugführer 
übergeben werden; 

11. im Schienenverkehr beim Verladen gefährlicher Güter in Wagen oder Container die Vorschriften über 

a. die Beförderung in Versandstücken nach Kapitel 7.2 des RIO und 

b. die Beladung und Handhabung nach Kapitel 7.5 des RIO beachtet werden; 

12. die im Straßenverkehr geltenden Vorschriften über die Beladung und die Handhabung nach Kapitel 7.5 
des ADR beachtet werden. 

Soweit im Lager Personen mit Aufgaben betraut werden, die sich auf die Güterbeförderung auswirken, sind 
sie als so genannte „beauftragte Personen" nach der GbV bezogen auf ihre spezielle Tätigkeit zu unterweisen. 
Diese Unterrichtung hat durch den Gefahrgutbeauftragten zu erfolgen. 
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Gefahrautrechtliche Grundlagen 


13 ADR 

(Accord Europeen Relatif Au Transport International Des Merchandises Dangerouses Par Route) 
Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße. Wichtig 
für die Gefahrgutpraxis sind die Anlagen A und B des Abkommens, die mit der GGVSE in deutsches Recht 
überführt werden. 

Die internationalen Vereinbarungen werden alle 2 Jahre turnusmäßig angepasst, was dazu führt, dass alle 
darauf aufbauenden oder damit in Zusammenhang stehenden Regeln in Deutschland überprüft werden müssen. 
Entscheidend ist dabei, dass zum Termin der Einführung immer alles erledigt ist. Eine Duldung und / oder 
rückwärtiges Inkraftsetzen ist zwar juristisch möglich, schafft für die Rechtsunterworfenen erhebliche Probleme 
und suggeriert ganz nebenbei kontraproduktives Sicherheitsdenken. 

14 GGBefG 

Das Gefahrgutbeförderungsgesetz in der jeweils aktuellen Fassung ist die Grundlage für die 

deutsche Gefahrgutgesetzgebung. Regelungen, die dort oder auch in anderen deutschen Vorschriften 
festgeschrieben sind und von internationalen Vorschriften abweichen, haben in Deutschland Vorrang. Das kann 
in speziellen Fällen durchaus zu Problemsituationen führen. Beispielsweise wird der so fundamentale Begriff der 
Beförderung im Gefahrgutgesetz als Vorgang der Ortsveränderung, einschließlich Übernahme und Ablieferung 
des Gutes, der zeitweiligen Aufenthalte im Verlauf der Beförderung und der Vorbereitungs- und 

Abschlusshandlungen wie Verpacken und Auspacken der Güter sowie Be- und Entladen (§ 2 Abs. GGBefG) 
definiert. Das ADR fasste diesen Begriff dagegen in Kapitel 1.2 viel enger, nämlich als Ortsveränderung der 
gefährlichen Güter einschließlich der transportbedingten Aufenthalte und einschließlich des 

verkehrsbedingten Verweilens der gefährlichen Güter in Fahrzeugen, Tanks und Containern vor, während und 
nach der Ortsveränderung. Es fehlen also z.B. die Vorbereitungs- und Abschlusshandlungen. 

15 GGVSE 

Die Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn wird allgemein in den sogenannten Paragraphenteil und die 
Anlagen 1 bis 3 (im Unterschied zu den Anlagen A und B des ADR) gegliedert. Sie regelt in § 1 unter Einbindung 
des ADR für die Bundesrepublik Deutschland die Gefahrgutbeförderung auf der Straße und unter Einbindung 
des RID die Gefahrgutbeförderung mit der Eisenbahn. Die Unterschiede für den rein innerstaatlichen Verkehr 
einerseits (es gilt die GGVSE mit den Anlagen 1 bis 3) und den grenzüberschreitenden (d.h. auch dem Verkehr 
mit anderen EU-Ländern) andererseits (es gilt das ADR mit den Anlagen A und B bzw. RIO) werden dort 
benannt. 

16 GbV 

Die Gefahrgutbeauftragten Verordnung präzisiert den Abschnitt 1,8.3 (Sicherheitsberater) von ADR / RID. 
Sie geht auf entscheidenden Gebieten weiter als die internationale Vorschrift. Das Definieren von 
beauftragten Personen und sonstigen verantwortlichen Personen lehnt sich an das Ordnungswidrigkeitengesetz 
an und bietet den Unternehmen die Nutzung der vorhandenen Organisationsstruktur bei der Umsetzung des 
Gefahrgutrechts. 

17 GGKontrollV 

Die Gefahrgutkontrollverordnung regelt die in § 9 GGBefG geforderte Überwachung der 
Gefahrgutbeförderung und zwar sowohl auf der Straße wie auch im Unternehmen. Da die GGKontrollV auch 
EU-Recht beinhaltet, gilt es hinsichtlich des Beförderungsbegriffes die Unterschiede zwischen dem GGBefG und 
der GGKontrollV zu beachten. Beförderung heißt hier Ortsveränderung einschließlich 
transportbedingter Zwischenaufenthalte einschließlich des Ein- und Ausladens inklusive des Umladens als 
Vorbereitungs- und Abschlusshandlungen. Nicht benannt wird das Verpacken und Auspacken. 
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18 GGAV 

Abweichungen der GGVSE/ADR, die in der Bundesrepublik Deutschland von allgemeinem Interesse sind, 
werden in der Verordnung über Ausnahmen von den Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter 
(GGAV) zusammengefasst. Ihre Gültigkeit für den jeweiligen Verkehrsträger wird durch Großbuchstaben 
verdeutlicht, die nach der jeweiligen Nummer der Ausnahme in Klammern erscheinen. Es stehen „S" für Straße, 
„E" für Eisenbahn, „M" für den Seeverkehr (von Maritim) und „B" für den Verkehrsträger Binnenschiff. Da das 
EU-Recht das Ziel hat, für alle EU-Staaten grundsätzlich einheitliche Vorschriften zu schaffen, wird durch die EU 
das Erteilen von nationalen Ausnahmen stark eingeschränkt. Die Ausnahmen nach GGAV gelten zwar nur für 
Deutschland, müssen der EU-Kommission jedoch mitgeteilt werden. Die EU-Kommission muss auch zustimmen. 
Ausnahmen nach GGAV sind gelegentlich befristet. Sie brauchen vom Fahrzeugführer mit den Begleitpapieren 
nicht mitgeführt werden, jedoch kann ein Vermerk auf dem Beförderungspapier erforderlich sein, wenn eine 
Ausnahme genutzt wird. 

19 RSE 

Die Richtlinien zur Durchführung der Gefahrgutbeförderung Straße und Eisenbahn (RSE) erläutert die 
Bestimmungen der GGVSE, einschließlich ADR. Sie sind eine Verwaltungsvorschrift (Gewissermaßen eine 
Gebrauchsanleitung) und sollen helfen, einheitliche Auslegungen der Bestimmungen zu sichern. Dennoch sind 
gegebenenfalls unterschiedliche Auffassungen einzelner Bundesländer bei der Auslegung der oben genannten 
Vorschriften zu berücksichtigen, was die Anwendung des Gefahrgutrechts in Deutschland nicht unbedingt 
vereinfacht und übersichtlicher macht. 
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Tangierende Vorschriften 

Das Gefahrgutrecht wird dem Transportrecht zugerechnet, ist aber mit verschiedenen Vorschriften aus 
anderen Rechtsgebieten eng verzahnt. Beispiele dafür sind Gefahrstoffverordnung, Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz, Wasserhaushaltsgesetz, Sprengstoffgesetz, Straßenverkehrsordnung, 

Betriebssicherheitserordnung, Druckgeräteverordnung, Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte, 
Unfallverhütungsvorschriften. Insbesondere wenn die zum Teil sehr großzügig formulierten Freistellungen von 
den Vorschriften des ADR genutzt werden, ist zu überprüfen, ob der gleiche Sachverhalt nicht in einer anderen 
Vorschrift geregelt ist, die parallel zu den Gefahrgutvorschriften zu erfüllen ist. Das trifft z.B. bei der Problematik 
der Sicherheitsunterweisung zu. Auch wenn das ADR bei Freistellungen von den Vorschriften des ADR befreit 
und Sicherheitsunterweisungen nicht ausdrücklich davon ausnimmt, das Einhalten der BGV A 1 zwingt zur 
Belehrung, in deren Rahmen bei entsprechendem Tatbestand natürlich auch die Gefahrgutproblematik mit 
abzuhandeln ist. Regelungen zur Unterweisung / Einweisung der Beschäftigten über Arbeitsaufgaben, 
Verantwortung, Unfall- und Gesundheitsgefahren sowie über Maßnahmen zu deren Abwendung finden sich in 
unterschiedlicher Form z.B. bereits im Betriebsverfassungsgesetz und im Arbeitsschutzgesetz. 

20 GefStoffV 

Die Gefahrstoffverordnung regelt unter anderem den Umgang (d.h. es gilt das Umgangsrecht) mit 
gefährlichen Stoffen und deren Zubereitungen sowie mit Stoffen, Zubereitungen und Erzeugnissen, die 
explosionsfähig sind. Gefährliche Güter können gefährliche Stoffe enthalten. Bei den 
gefahrtragenden Eigenschaften gibt es einige, die sowohl im Gefahrstoffrecht wie im Gefahrgutrecht benannt 
werden, wie z.B. Entzündbarkeit, Toxizität, Ätzwirkung, Explosionsgefährlichkeit. Gewisse Gemeinsamkeiten gibt 
es auch bei der Verdeutlichung der Gefahreigenschaften auf den Piktogrammen zur Kennzeichnung. 

21 KrW- / AbfG 

Der Zweck des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes ist es, zunächst Abfälle überhaupt zu vermeiden. 
Fallen sie dennoch an, so müssen sie in der Regel transportiert werden. Da Abfälle gefährliche Stoffe enthalten 
können oder selbst sind und transportiert werden, können sie während der Beförderung unter das 
Gefahrgutrecht fallen. Hier gilt auch, die Parallelität der Gesetzesregelungen ist zu beachten. Das 
Gefahrgutrecht ersetzt im Verlauf der Beförderung nicht das Abfallrecht. Es gestaltet lediglich bei 
entsprechender Vervollständigung die Nutzung von abfallrechtlichen Unterlagen. So kann z.B. der 
Abfallbegleitschein auch als Beförderungspapier nach Gefahrgutrecht genutzt werden. 

22 Sprengstoffgesetz 

Das Sprengstoffgesetz betrifft die explosionsgefährlichen Stoffe, die zur Verwendung als Explosivstoffe 
(gemäß Anlage III zum SprengG - Explosivstoffliste) oder als pyrotechnische Sätze bestimmt sind. Ähnlich wie 
beim Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz gilt auch hier der Grundsatz der Parallelität zwischen ADR und 
Sprengstoffgesetz. Das kann für viele Fälle bedeuten, dass der Besitz des ADR-Scheines (Aufbaukurs Klasse 1) 
nicht ausreicht, um Güter der Klasse 1 zu befördern. So verlangt das Sprengstoffgesetz von Personen, die 
Stoffe die dem Sprengstoffgesetz unterliegen befördern, einen von der Behörde ausgestellten 
Befähigungsschein besitzen. Die Fachkunde für einen derartigen Nachweis muss nach erfolgter Teilnahme an 
einem staatlich anerkannten Lehrgang nachgewiesen sein. Das Problem dabei, eine Sonderregelung nach ADR 
bedeutet nicht zwangsläufig, dass das Sprengstoffgesetz ähnliche Sonderregelungen zulässt. 

23 Wasserhaushaltsgesetz WHG 

Der Zweck des Wasserhaushaltsgesetzes ist, Verunreinigungen des Wassers oder nachteilige Veränderungen 
seiner Eigenschaften zu verhindern. Einbezogen sind dabei die oberirdischen stehenden und 
fließenden Gewässer, das Grundwasser und die Küstengewässer. Besonders im Visier sind dabei die 
wassergefährdenden Stoffe. Aber auch die in Klasse 9 eingestuften wasserverunreinigenden Stoffe spielen keine 
untergeordnete Rolle. Die Zuordnungskriterien für wasserverunreinigende Stoffe im ADR geben jedoch die 
Möglichkeit, sie durch die entsprechenden UN-Nummern zu identifizieren. Anders verhält es sich mit den 
Gütern, die wassergefährdend sind. Da gibt es nur die allgemeine Aufforderung, die von dem Gefahrgut 
ausgehenden Gefahren (auch für die Umwelt) im Unfallmerkblatt zu benennen. 

24 Betriebssicherheits-Verordnung 

Die Verordnung betrifft unter anderem überwachungsbedürftige Anlagen wie z.B. Druckbehälteranlagen aber 
auch Lageranlagen mit einem Gesamtrauminhalt > 10.000 Liter, Füll- und Entleerstellen mit einer 
Umschlagskapazität > 1.000 Lite 7h für entzündliche, leicht entzündliche oder hochentzündliche Flüssigkeiten. 
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25 Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte 

Sie erfasst unter anderem Gefäße (Flaschen, Großflaschen, Druckfässer, Kryo-Behälter, Flaschenbündel) und 
Tanks, einschließlich Aufsetztanks, Tanks von Batterie-Fahrzeugen, Tankcontainer, ortsbewegliche Tanks, 
festverbundene Tanks (Tankfahrzeuge) und MEGC für die Beförderung von Gasen der Klasse 2 und bestimmter 
gefährlicher Stoffe anderer Klassen nach Anhang VI der RL 1999/36/EG. Kennzeichnungen nach dieser 
Verordnung und der RL 94/55/EG (ADR Rahmenrichtlinie) dürfen nicht miteinander verbunden werden, sollten 
aber nachbarschaftlich erfolgen. 
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Begriffe 


26 Absender 

Absender ist das Unternehmen, welches mit dem Frachtführer (Beförderer) einen Frachtvertrag 
(Beförderungsvertrag) abschließt. Ist ein Spediteur eingeschaltet, wird er zum Absender. Der Auftraggeber des 
Spediteurs (Absender) wird als Versender bezeichnet. 

27 Ätzwirkung 

Fähigkeit von Stoffen und Zubereitungen (chemisch aggressiven Verbindungen), auf Oberflächen (von 
lebendem Gewebe) zerstörend (auflösend) einzuwirken. 

28 Aufsetztank 

Ein Tank mit einem Fassungsraum > 450 Liter (0,45 m 3 ), der durch seine Bauart nicht dazu bestimmt ist, 
Güter ohne Umschlag zu befördern. Festverbundene Tanks, ortsbewegliche Tank, Tankcontainer und Elemente 
von Batterie-Fahrzeugen oder MEGC fallen also nicht darunter. 

Wichtig: Ist der Aufsetztank auf ein Trägerfahrzeug aufgesetzt, muss die Einheit den Vorschriften für 
Tankfahrzeuge entsprechen (9.7.1.2 ADR). 

29 Auftraggeber des Absenders 

Das Unternehmen, das den Auftrag erteilt. Bei Gefahrgutbeförderung ist das häufig, aber längst nicht immer, 
der Hersteller der Gefahrgüter. 

30 Beauftragte Personen nach GbV 

Personen, die im Auftrag des Unternehmers in eigener Verantwortlichkeit Pflichten nach den 
Gefahrgutvorschriften zu erfüllen haben. Sie dürfen in dieser Hinsicht nicht von Weisungen des 
Unternehmers / Betriebsinhabers abhängig sein. 

31 Beförderer 

Nach HGB § 425, wer gewerbsmäßig den Transport von Gütern u.a. zu Land ausführt. Nach GGVSE das 
Unternehmen, welches die Beförderung mit oder ohne Vertrag (d.h. im Selbsteintritt) durchführt. 

32 Beförderung nach ADR 

Die Beförderung der gefährlichen Güter einschließlich der transportbedingten Aufenthalte und einschließlich 
des verkehrsbedingten Verweilens der gefährlichen Güter in den Fahrzeugen, Tanks und Containern vor, 
während und nach der Ortsveränderung. 

33 Beförderung nach GGBefG 

Vorgang der Ortsveränderung, einschließlich Übernahme und Ablieferung des Gutes sowie 
zeitweiliger Aufenthalte im Verlauf der Beförderung sowie der Vorbereitungs- und Abschlusshandlungen 
(Verpacken und Auspacken der Güter, Be- und Entladen), auch wenn diese Handlungen nicht vom Beförderer 
ausgeführt werden. 

34 Beförderung nach RL 94/55/EG 

Jede Beförderung, die ganz oder teilweise auf den öffentlichen Straßen im Gebiet eines Mitgliedstaats mit 
einem Fahrzeug erfolgt, einschließlich der von den in den Anhängen A und B erfassten Tätigkeiten des Ein- und 
Ausladens der Güter, und zwar unbeschadet den Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten hinsichtlich dieser 
Tätigkeiten vorgesehenen Verantwortlichkeiten. 

35 BefüIler 

Das Unternehmen, welches Gefahrgüter (gasförmige, flüssige, pulverförmige oder körnige Stoffe) in Tanks, 
Gase in Batterie-Fahrzeugen oder MEGC bzw. Güter in loser Schüttung auf ein offenes Fahrzeug oder in einem 
Schüttgut-Container füllt. 
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36 Beteiligte nach ADR 

Das ADR trennt in Hauptbeteiligte und andere Beteiligte. 

Hauptbeteiligte: Absender, Beförderer, Empfänger 

Andere Beteiligte: Verlader, Befüller, Betreiber eines Tankcontainers oder eines ortsbeweglichen Tanks. 

37 Beteiligte nach GbV 

Die GbV kennt nur die Unternehmer und Betriebsinhaber als Beteiligte bei der Beförderung 
gefährlicher Güter, unter anderem mit Straßenfahrzeugen, denen nach den dafür geltenden Vorschriften 
Verantwortlichkeiten zugewiesen werden. 

38 Betreiber eines Tankcontainers 

Das Unternehmen, auf dessen Namen der Tankcontainer eingestellt oder sonst zum Verkehr zugelassen ist. 
Das gilt sinngemäß auch für den Betreiber eines ortsbeweglichen Tanks. 

39 Container 

Beförderungsgerät, das 

1. von dauerhafter Beschaffenheit und deshalb genügend widerstandsfähig ist, um wiederholt verwendet 
werden zu können; 

2. besonders dafür gebaut ist, um die Beförderung von Gütern durch einen oder mehrere Verkehrsträger 
ohne Veränderung der Ladung zu erleichtern; 

3. mit Vorrichtungen versehen ist, welche die Befestigung und die Handhabung insbesondere beim 
Übergang von einem Beförderungsmittel auf ein anderes erleichtern; 

4. so gebaut ist, dass die Befüllung und Entleerung erleichtert wird. 

40 Dampfdruck 

Der Druck (in einem abgeschlossenen Behälter), den ein mit seinem Bodenkörper (flüssige oder feste Phase) 
im Gleichgewicht befindlicher Dampf auf die ihn umschließenden Wände ausübt. Er ist allein von der 
Temperatur abhängig und steigt mit dieser an. 

41 Elektrostatische Aufladung 

Elektrostatische Ladungen, die durch Berührung (Reibung, Strömung) von zwei zuvor ungeladenen Stoffen 
an deren Oberfläche auftreten. Die Hauptgefahr der elektrostatischen Aufladung liegt im Auftreten 
zündfähiger Entladungen. Abhilfe wird erreicht durch Erdungen. 

42 Empfänger 

Das Unternehmen, das nach Beförderungsvertrag als Empfänger bestimmt ist. Bestimmt dieser Empfänger 
einen Dritten, so gilt dieser als Empfänger. Erfolgte die Beförderung ohne Beförderungsvertrag, so ist 
Empfänger, wer die Sendung bei Ankunft übernimmt. 

43 Explosion 

Eine mit großer Geschwindigkeit ablaufende Umsetzung von potentieller Energie in Ausdehnungs- oder / und 
Verdichtungsarbeit unter Auftreten von Stoßwellen (Verdichtungsstößen). Stoßwellen werden in der Regel durch 
große Mengen von Gasen bewirkt, die während der Explosion entstehen. Eine andere Definition besagt, dass 
eine Explosion eine unter Knall und mit starker mechanischer Wirkung plötzlich erfolgende starke 
Volumenausdehnung ist. Als Kurzform wird auch verwandt: schlagartige Ausdehnung. 

44 Explosionsbereich 

Konzentrationsbereich zwischen den Explosionsgrenzen. 

45 Explosionsgrenze 

Unterer bzw. oberer Grenzwert der Konzentration eines brennbaren Stoffs in einem Gemisch von Gasen, 
Dämpfen, Nebeln und / oder Stäuben. Zwischen diesen Grenzkonzentrationen kann das Gemisch durch 
Erreichen der Zündtemperatur oder durch Fremdzündung zur Explosion gebracht werden. Werden die Grenzen 
überschritten, wird das Gemisch zu „mager" oder zu „fett" und kann nicht mehr explodieren. 
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46 Fahrzeuge nach GGVSE 

Es wird die unter 1.2.1 ADR aufgeführten Fahrzeuge (Batterie-Fahrzeug, bedecktes, gedecktes und offenes 
Fahrzeug sowie Tankfahrzeug) Bezug genommen, erweitert um Güterstraßenbahnen, die auf einem vom 
Eisenbahnnetz abgeschlossenen Schienennetz verkehren. Die RSE vom 20.01.2005 erweitert auf zweirädrige 
motorgetriebene Fahrzeuge sowie land- und forstwirtschaftliche Zug- und Arbeitsmaschinen. 

47 Fahrzeuge nach RL 94/55/EG 

Alle zur Teilnahme am Straßenverkehr bestimmten vollständigen oder unvollständigen Kraftfahrzeuge mit 
mindestens 4 Rädern und einer bauartbedingten Flöchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h sowie ihre 
Anhänger. Ausdrücklich ausgenommen werden Schienenfahrzeuge, land- und forstwirtschaftliche Zug- und 
Arbeitsmaschinen sowie aller weiteren Arbeitsmaschinen. 

48 Flammpunkt 

Niedrigste Temperatur, bei der sich aus einer Flüssigkeit Dämpfe in solchen Mengen entwickeln, dass sie mit 
der über dem Flüssigkeitspegel stehenden Luft ein durch Fremdzündung entflammbares Gemisch ergeben. Der 
Flammpunkt ist zu unterscheiden vom Brennpunkt (liegt höher und die Dämpfe brennen nach der Entflammung 
selbständig weiter) und vom Zündpunkt, bei dem Selbstentzündung eintritt (Entzündung ohne Fremdzündung). 

49 Gefährliche Güter nach GbV 

Güter, die in den für die Beförderung gefährlicher Güter mit Straßen-, Eisenbahn-, Wasser- und 
Luftfahrzeugen geltenden Vorschriften als gefährlich festgelegt sind. 

50 Gefährliche Güter nach GGBefG 

Stoffe und Gegenstände, von denen auf Grund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im 
Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die 
Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen sowie für Tiere und Sachen 
ausgehen können. 

51 Gefährliche Güter nach GGVSE 

Güter gemäß 1.2.1 ADR, d.h. Stoffe und Gegenstände, deren Beförderung nach Teil 2 Kapitel 3.2 Tabelle A 
ADR und Kapitel 3.3 ADR verboten oder nach den vorgesehenen Bedingungen des ADR gestattet ist, sowie für 
innerstaatliche Beförderung die in der Anlage 2 Nr. 1.1 und 1.2 GGVSE genannten Güter. 

52 Gefährliche Stoffe nach der GefStoffV 

1. Gefährliche Stoffe und Zubereitungen nach § 3a des Chemikaliengesetzes sowie Stoffe und 
Zubereitungen, die sonstige chronische Eigenschaften besitzen. 

2. Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse, die explosionsfähig sind. 

3. Stoffe, Zubereitungen und Erzeugnisse, aus denen bei der Herstellung oder Verwendung Stoffe oder 
Zubereitungen nach Nr. 1 oder 2 entstehen oder freigesetzt werden können. 

4. Sonstige, gefährliche Arbeitsstoffe im Sinne des Artikels 2b in Verbindung mit Buchstabe a der 
RL 96/24/EG des Rates vom 07.04.1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer 
vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (ABI. EG Nr. L 131 S. 11). 

53 Großcontainer 

Ein Container mit folgenden Vorgaben: 

1. Fassungsraum > 3 m 3 , 

2. im Sinne des CSC ein Container mit einer durch die vier unteren äußeren Ecken begrenzte Grundfläche 
von mindestens 14 m 2 oder, wenn er mit oberen Eckbeschlägen ausgerüstet ist, mit einer Grundfläche 
von 7 m 2 . 

54 Großpackmittel (IBC) 

Starre oder flexible, transportable Verpackung, deren Grundkennzeichnung immer mit den Buchstaben UN 
oder dem Verpackungssymbol der Vereinten Nationen (UN im Kreis) beginnt. Sie sind für die 
mechanische Handhabung ausgelegt und müssen den Beanspruchungen bei der Handhabung und Beförderung 
standhalten. Der Fassungsraum beträgt: 
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1. maximal 3 m 3 für feste und flüssige Stoffe der Verpackungsgruppen II und III, 

2 . maximal 3 m 3 für feste Stoffe der Verpackungsgruppe I bei Verpacken in metallenen IBC, 

3 . maximal 3 m 3 für radioaktive Stoffe der Klasse 7, 

4 . maximal 1,5 m 3 für feste Stoffe der Verpackungsgruppe I (bei Verpacken in flexiblen IBC, Kunststoff¬ 
und Kombinations-IBC sowie IBC aus Pappe oder Holz). 

55 Großverpackung 

Eine Außenverpackung, die Innenverpackungen oder Gegenstände enthält und deren Grundkennzeichnung 
immer mit dem Buchstaben UN oder Verpackungssymbol der Vereinten Nationen (UN im Kreis) beginnt. Sie sind 
für die mechanische Handhabung ausgelegt, besitzen eine Nettomasse von mindestens 400 kg oder einen 
Fassungsraum von 450 Liter, aber ein Höchstvolumen von 3 m 3 . 

56 Lösung 

Lösungen im engeren Sinne sind homogene flüssige Gemische aus mindestens 2 Komponenten. Man kann in 
echte und unechte bzw. kolloidale Lösungen (Emulsionen, Suspensionen) unterscheiden. Darüber hinaus gibt es 
eine Reihe von Lösungstypen wie z.B. Gase in Gase (Beispiel: Luft), Gase in Wasser (Beispiel: Sauerstoff in 
Wasser), Flüssigkeiten in Flüssigkeiten (Beispiel: Ethanol in Wasser) oder feste Stoffe in Flüssigkeiten (Beispiel: 
Zucker oder Kochsalz in Wasser). 

57 Pflichtenträger nach GGVSE 

Sie sind nach § 9 GGVSE benannt. Es handelt sich dabei zum einen um die Beteiligten nach ADR 
(gegebenenfalls abweichende Pflichtenlage beachten); darüber hinaus kommen dazu: Verpacker, Auftraggeber 
des Absenders, Hersteller (von Verpackungen, Gefäßen, Großpackmitteln und Großverpackungen), Betroffener, 
Fahrzeugführer, Halter. 

58 Reibung 

Man unterscheidet zwischen äußerer und innerer Reibung. Bei der äußeren Reibung fester Körper wird 
zwischen Haft- und Bewegungsreibung unterschieden. Eine Kenngröße ist die Reibungszahl. Die innere Reibung 
tritt in festen, flüssigen und gasförmigen Stoffen auf. Ihre Kenngröße (bei flüssigen und gasförmigen Stoffen) 
ist die Viskosität, die außer vom Medium auch von Temperatur und Druck abhängt. 

59 Schüttgut-Container (6.11.1 ADR) 

Vollständig geschlossener Container mit starrem Dach, starren Seiten- und Stirnwänden und starrem 
(einschließlich trichterförmigem) Boden. Es gehören dazu Schüttgutcontainer mit öffnungsfähigem Dach, 
öffnungsfähigen Seiten- und Stirnwänden, die während der Beförderung geschlossen werden können. Sie 
dürfen mit Öffnungen zum Austausch von Dämpfen und Gasen mit Luft ausgerüstet sein, die aber ein 
Freiwerden fester Stoffe sowie Eindringen von Regen- oder Spritzwasser von außen verhindern. 

60 Schüttgut-Container (6.11.4 ADR) 

Zu den Schüttgut-Containern, die aber keine CSC-Container sind, werden auch gerechtet: 

• Kippkübel, 

• Offshore-Schüttgut-Container, 

• Silos für Güter in loser Schüttung, 

• Wechselaufbauten (Wechselbehälter), 

• Muldenförmige Container, 

• Roll-Container, 

• Ladeabteile von Fahrzeugen, 

• Container nach den UIC-Merkblättern 590, 591 und 592-2 bis 592-4, die nicht dem CSC entsprechen. 
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61 Selbstentzündung 

Umgangssprachliche Bezeichnung für die Entzündung eines brennfähigen Stoffes ohne Einwirkung einer 
Zündquelle, d.h. ohne Fremdzündung durch Funken oder Flammen, Die dazugehörige Temperatur ist die 
Zündtemperatur. Die zur Erreichung der Zündtemperatur erforderliche Wärmemenge wird durch spontane 
chemische Reaktion (z.B. Autooxidation) oder physikalische Vorgänge (Reibung, Schlag, 
elektrostatische Aufladung) in oder an der Oberfläche der Brandstoffe erzeugt. Die Selbstentzündung ist 
wesentlich für die Funktion der Dieselmotoren, bei denen keine Fremdzündung erfolgt. Um bei Ottomotoren die 
Selbstentzündung (d.h. das Klingeln und Klopfen) zu unterbinden, werden Antiklopfmittel zugesetzt. 

62 Siedepunkt 

Diejenige Temperatur, bei der die flüssige und die gasförmige Phase eines Stoffes im 
thermodynamischen Gleichgewicht stehen. In der Praxis verwendet man die Bezeichnung Siedepunkt für den 
Übergangspunkt vom flüssigen in den gasförmigen Zustand unter gegebenem Druck. Am Siedepunkt bleibt die 
Temperatur der Flüssigkeit stehen, auch wenn eine weitere Beheizung erfolgt, bis die ganze Flüssigkeit 
verdampft ist. 

63 Sonstige verantwortliche Personen nach GbV 

Personen, die in den Gefahrgutvorschriften eindeutig benannt und dadurch unmittelbar mit Pflichten bedacht 
wurden, die sie eigenverantwortlich zu erfüllen haben. Ausgenommen davon sind Unternehmer und 
Betriebsinhaber. 

64 Spezifisches Gewicht 

Alter Begriff, auch Wichte genannt. Jetzt spezifische Masse oder auch Dichte, d.h. das Verhältnis von Masse 
zu Volumeneinheit (Masse / Vol.-Einheit). 

65 Tankcontainer 

Ein Container mit zusätzlichen folgenden Merkmalen: 

1. Er besteht aus einem Tankkörper (Tankmantel und Tankböden einschließlich der Öffnungen und 
Deckel) und den Ausrüstungsteilen (bauliche und Bedienungsausrüstung) sowie der Einrichtungen, die 
sein Umsetzen ohne wesentliche Veränderung der Gleichgewichtslage erlauben. 

2 . Verwendbar für die Beförderung von gasförmigen, flüssigen, pulverförmigen oder körnigen Stoffen. 

3 . Hat einen Fassungsraum > 450 Liter (0,45 m 3 ), wenn er für die Beförderung von Gasen der Klasse 2 
verwendet wird. 

66 Tankwechselaufbau 

Tankcontainer mit den zusätzlichen Merkmalen des Wechselaufbaus. 

67 Toxizität 

Bezeichnung für Giftigkeit. Die Toxizität wird vielfältig gemessen. So wird die akute Toxizität eines Stoffes oft 
als LD so (Letale Dosis) bzw. bei wässrigen Lösungen und Atemgiften als LC so (Letale Konzentration) 
ausgedrückt. Liegen mehrere Stoffe nebeneinander vor, so können Kombinationswirkungen auftreten. Zum 
Schutz vor Vergiftungen werden z.B. Höchstmengen und Grenzwerte festgelegt. 

68 Verbrennung 

Im Sinnen von Brennen und Brennbarkeit die Bezeichnung für schnelle chemische Vereinigung eines Stoffes 
mit Sauerstoff oder einem anderen Oxidationsmittel unter Entwicklung hoher Temperaturen (Wärme) und 
Lichterscheinungen. Der Beginn der Verbrennung wird Entzündung (im Falle von Dämpfen und Gasen 
Entflammung) genannt. 

69 Verdampfung / Verdunstung / Evaporation 

Übergang eines Stoffes vom flüssigen oder festen in den gasförmigen Zustand. In der Praxis wird häufig nur 
der Phasenübergang von flüssig zu gasförmig auf Grund reiner Oberflächenprozesse verstanden. Verdampfung 
infolge Siedens mit Blasenbildung ist ausdrücklich auszuschließen. Die Verdunstung erfolgt nur so lange, bis der 
darüber befindliche Raum bei der jeweiligen Verdampfungstemperatur gesättigt ist. Verdampfen wird oft auch 
als ein Umwandeln bei erhöhter Temperatur verstanden, während Verdunsten als analoges Umwandeln weit 
unterhalb des Siedepunktes gesehen wird. 
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70 Verlader 

Das Unternehmen, welches gefährliche Güter in ein Fahrzeug oder in einen Großcontainer verlädt. 

71 Vermischungen/Gemische 

Gemische oder Vermischungen können zwischen 2 oder mehreren Substanzen erfolgen. Es tritt zwar keine 
chemische Reaktion auf, doch ändern sich häufig die physikalischen Eigenschaften. Ein besonders kritischer Fall 
ist das Vermischen von Heizöl mit Ottokraftstoff im Fleizöltank. Die Veränderung von Flammpunkt (wird 
abgesenkt) und Zündpunkt (wird angehoben) beim Heizöl kann zu schwerwiegenden Störungen beim Betrieb 
von Fleizungsanlagen führen. Der gemeinsame Transport in einem Mehrkammer-/Mehrprodukten-Tank ist 
deshalb in Deutschland verboten. 

72 Verpacker 

Das Unternehmen, das die Güter in Verpackungen, einschließlich Großpackmittel und Großverpackungen, 
einfüllt bzw. verpackt und gegebenenfalls die Versandstücke zur Beförderung vorbereitet. 

73 Verpackungen (1.2 ADR) 

Behältnis einschließlich aller anderen Bestandteile und Werkstoffe, die notwendig sind, damit die 
Behältnisfunktion erfüllt werden kann. Als Verpackung gelten nach ADR u.a. Außenverpackungen, 
Bergungsverpackungen, Großpackmittel und Großverpackungen. Die RSE 2005 schließt unter Nr. 2.2 noch 
Druckgefäße und unverpackte große und robuste Gegenstände ein. 

74 Viskosität 

Eigenschaft einer Flüssigkeit, der gegenseitigen laminaren (wirbelfrei parallel) zweier benachbarter Schichten 
Widerstand (Zähigkeit, innere Reibung) entgegenzusetzen. Über die Viskosität (Bestimmung nach 2.3.4 ADR 
oder nach dem Prüfverfahren ASTM D 4359.90) wird bestimmt, ob die Stoffe als feste oder flüssige Stoffe 
eingeordnet werden. Die Viskosität eines Stoffes ist temperatur- und druckabhängig. 

75 Volumenänderung 

Eine Volumenänderung wird durch Ausdehnung oder durch Zusammenziehen eines Stoffes, bezogen auf 
einen bestimmten Rauminhalt, bewirkt. In der Regel bewirkt die Temperaturerhöhung das Ausdehnen eines 
Stoffes. Diese Erscheinung ist z.B. beim Einfüllen von Flüssigkeiten in Umschließungen zu beachten. 

76 Wechselaufbau / Wechselbehälter nach EN 283 
(Fassung 1991) 

Ein Container mit folgenden zusätzlichen Merkmalen: 

1. Hinsichtlich der mechanischen Festigkeit ausschließlich für die Beförderung mit Wagen oder 
Fahrzeugen im Land- und Fährverkehr ausgelegt. 

2 . Nicht stapelbar 

3 . Von Fahrzeugen mit bordeigenen Mitteln auf Stützbeinen absetzbar und wieder aufnehmbar. 

77 Zündzeitpunkt / Zündtemperatur 

Es handelt sich um die niedrigste Temperatur, die brennbare Gase, Dämpfe, Stäube oder fein zerteilte 
feste Stoffe im zündwilligen Gemisch mit Luft besitzen müssen, um die Verbrennung einzuleiten. Vielfach auch 
definiert als die Temperatur, bei der Stoffe an heißen Körpern Selbstentzündung zeigen. 
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Anhang 

1 Abbildungsverzeichnis 

Abbildung 1 : Einheitliche Gefahrstoffsymbole seit 2009. 10 

Abbildung 2 : Einheitliche Gefahrgutsymbole seit 2009.11 

2 Tabellenverzeichnis 

Tabelle 1 : Gefahrstoffe nach der neuen Gefahrstoffverordnung.7 

Tabelle 2 : Angaben in der Betriebsanweisung.9 
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